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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Fathi Derder (plr, VD) demande au Conseil fédéral un rapport sur le potentiel
d’allègement de l’impôt sur le capital et de l’impôt sur la fortune pour les PME.
D’abord combattu par Prisca Birrer-Heimo (ps, LU), le postulat a été adopté en
chambre par 137 voix contre 53. Seule l’aile gauche du Parlement s’est opposée. Le
Conseil fédéral proposait d’ailleurs d’adopter le postulat. Il soulignait également qu’à la
suite du rapport sur le postulat 13.4237, il avait chargé le Département fédéral des
finances (DFF) de réfléchir à l’optimisation du traitement des start-up. 1

MOTION
DATUM: 13.03.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

In der Frühjahrssession 2020 trat das Parlament an, um das Bundesgesetz über die
steuerliche Behandlung finanzieller Sanktionen zu bereinigen. Im Nationalrat wehrte
sich eine Minderheit Birrer-Heimo (sp, LU) noch ein letztes Mal gegen die Schaffung
einer Unterscheidung zwischen inländischen und ausländischen Sachverhalten im
Steuergesetz und gegen das damit einhergehende Zeichen, das man gemäss der
Minderheitensprecherin setze, wonach geschäftsmässig begründete Bussen in Ordnung
wären. Auch Finanzminister Maurer kritisierte das Gesetz noch einmal und verwies auf
das Konfliktpotenzial mit der Bundesverfassung, dadurch dass inländische und
ausländische Bussen nicht gleich behandelt würden, sowie auf die schwierige Aufgabe
für die Steuerbehörden der Kantone, die plötzlich zu einem «Richter, der eigentlich
auch ein Stück weit internationales Recht beurteilen muss» gemacht würden. Für die
Kommission verteidigte Beat Walti (fdp, ZH) die Vorlage: Die Messlatte für einen Abzug
von finanziellen Sanktionen als geschäftsmässig begründeten Aufwand liege sehr hoch;
die Regelung entspreche einer Härtefallklausel. Zudem könnten die kantonalen
Behörden notfalls auch die Gerichte anrufen. Mit 108 zu 86 Stimmen sprach sich der
Nationalrat schliesslich für das neue Gesetz aus; die geschlossen stimmenden SP-,
Grünen- und GLP-Fraktionen sowie die drei Mitglieder der EVP lehnten es ab. Inhaltlich
war das Gesetz somit bereinigt, abgeschlossen werden konnte es jedoch noch nicht:
Die für die dritte Sessionswoche geplanten Schlussabstimmungen konnten aufgrund
des Sessionsabbruchs nicht stattfinden. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.03.2020
ANJA HEIDELBERGER

1) BO CN, 2019, pp.305
2) AB NR, 2020, S. 3 ff.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21 1


